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Geleitwort des Herausgebers

Drastische Änderungen in den rechtlichen und ökonomi-
schen Rahmenbedingungen, unter denen die deutschen Hoch-
schulen arbeiten, haben diese zu einer Überprüfung ihres
Selbstverständnisses im allgemeinen aufgefordert und sie
im besonderen auf externe Anforderungen nach Wirtschaft-
lichkeit und Planungsfähigkeit reagieren lassen. Hier
bietet es sich unmittelbar an, nach Managementmethoden
zu suchen, die in anderen Organisationstypen (vor allem
Unternehmungen) entwickelt worden sind und sie auf ihre
Übertragbarkeit auf Hochschulen zu überprüfen.

Der vorliegende 9. Band der Schriftenreihe 'Mensch und
Organisation1 beschreitet diesen Weg. Der Verfasser be-
schreibt die Hochschule als einen besonderen Organisa-
tionstyp mit spezifischen Aufgaben, einer spezifischen
Umwelt und einer entsprechend ausgestalteten Organisa-
tionsstruktur. Das Managementsystem der Hochschule wird
dabei in Anlehnung an das Management in Unternehmungen
diskutiert. Unter technischen Hilfsmitteln des Manage-
ments interessiert den Verfasser vor allem das Manage-
ment-Informations-System ( M I S ) . Entsprechend besteht ein
Hauptziel der Arbeit darin, MIS im Hinblick auf seine
potentielle Leistungsfähigkeit zur Bewältigung der in
Hochschulen anfallenden Aufgaben zu diskutieren.

Auf der Basis einer eigenen empirischen Erhebung bei 49
deutschen Hochschulen wird der Ist-Zustand der EDV-Ent-
wicklung in den Hochschulen sowie Arbeit und Ausgestal-
tung der dort arbeitenden Planungsstäbe beschrieben.
Darauf aufbauend liefert der Verfasser eigene Gestal-
tungsempfehlungen zur Verbesserung der Leistungsfähig-
keit des Hochschulmanagements. Die Diskussion der hier-
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bei auftretenden praktischen Probleme zeugt von der
breiten Erfahrung des Verfassers auf dem Gebiet der
Hochschulorganisation und -planung, was der Arbeit einen
hohen Grad an Realitätsnähe verleiht.

Berlin, im Winter 1984 Prof. Dr. Wolfgang H. Staehle
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1. Einleitung
1.1 Problemstellung und Zielsetzung

Die deutsche Hochschule ist in den vergangenen Jahren
durch einen Wandel gekennzeichnet, der bis heute noch
nicht abgeschlossen ist. Er wird bestimmt von einem wei-
ter anwachsenden Studentenberg und dem dadurch bedingten
Primat der Lehre, von restriktiven Budgets, von starker
staatlicher Reglementierung und einer zunehmenden Frik-
tionierung des Arbeitsmarktes.

Die Hochschule sieht sich heute einem wachsenden Legiti-
mationszwang der Gesellschaft gegenüber. Dieser findet
seinen Ausdruck etwa in den Fragen, ob die Hochschule die
öffentlichen Mittel sinnvoll verwendet und den Willen
aufbringt, "aus jeder Mark des Steuerzahlers das Optimum
herauszuholen" (Schmidt, 1975, S. 2 9 4 ) .

Der früher akzeptierte "Selbstverständnischarakter der
Wissenschaftsaufwendungen" hat abgenommen, und die Hoch-
schulen haben viel von dem Privileg eingebüßt, "recht-
fertigungsunbedürftige kulturelle Selbstverständlichkei-
ten" zu sein (Theis/Knorr, 1979, S. 170) .

Weitergehende Zweifel richten sich auf die Fähigkeit der
Hochschule, die Probleme der 80er Jahre, die sich aus
veränderlichen gesellschaftlichen Zielen und Bedürfnissen
ergeben, ohne intensive Eingriffe von außen bewältigen zu
können.
Die Forderung nach mehr Wirtschaftlichkeit in den Hoch-
schulen und der Nachweis der eigenen Planungsfähigkeit
(vgl. Jochimsen, 1979) stellen neue Herausforderungen
dar, denen sich die Hochschule nicht entziehen kann.



Von daher ist es wichtig, die Selbstverwaltung und Lei-
tung von Hochschulen verstärkt unter Managementgesichts-
punkten zu betrachten. Zahlreiche Abhandlungen in der
Literatur und einige Pilotprojekte weisen auf eine wach-
sende Beschäftigung mit diesem Problem hin.

In dieser Arbeit werden die Möglichkeiten und Restrik-
tionen untersucht, computergestützte Teilinformationgs-
systeme als eine denkbare Gestaltungsalternative für
Hochschulen zu entwickeln und zur Unterstützung des Mana-
gements einzusetzen.

Management-Informations-Systeme (MIS) sind in erwerbs-
wirtschaftlichen Unternehmen mittlerweile zu einem festen
Bestandteil des gesamtorganisatorischen Informationssy-
stems geworden und haben einen beachtlichen Reifegrad er-
reicht.
Während MIS in anderen Hochschulsystemen, insbesondere in
den USA (vgl. Hussain, 1 9 7 7 ) , eine erhebliche Bedeutung
erlangt haben, ist in deutschen Hochschulen die Beschäf-
tigung mit der MIS-Idee über vage Vorstellungen bisher
nicht hinausgekommen.

Vier Gründe lassen eine intensivere Beschäftigung mit der
Gestaltungsalternativen MIS als notwendig und sinnvoll
erscheinen:

- die Neuorientierung des Managements richtet sich in den
letzten Jahren sehr stark auf die Frage, inwieweit Er-
kenntnisse und Methoden der Betriebswirtschaftslehre
auf die Hochschule übertragen werden können. Ihre An-
wendung ist häufig eine günstige Voraussetzung für den
Einsatz formalisierter Informationssysteme.

- Die Formalisierung und Quantifizierung interner und ex-
terner Steuerungsprozesse hat in den letzten Jahren er-



heblich zugenommen und bietet damit günstige Ansatz-
punkte für eine MIS-Gestaltung.

- Der Aufbau formalisierter Informationssysteme auf der
staatlichen Ebene ist durch den Ausbau der amtlichen
Hochschulstatistik und die Planung von Landesinforma-
tionssystemen intensiviert worden. Er stellt eine Her-
ausforderung für die Hochschulen dar und macht zur
Stärkung ihrer autonomen Handlungs- und Planungsfähig-
keit eine Reaktion erforderlich.

- Die Dauer einer teilweise mehr als zehnjährigen Ent-
wicklungszeit der Verwaltungsdatenverarbeitung an den
Hochschulen fordert die Frage heraus, ob ein Entwick-
lungsstand erreicht ist/ der den Übergang von operatio-
nalen Anwendungssystemen zu informationalen Systemkon-
zeptionen ermöglicht.

Eine erste Zielsetzung dieser Arbeit besteht darin, eine
Einschätzung des möglichen Nutzens von MIS-Anwendungen
in der Hochschule zu gewinnen.

Dazu ist es erforderlich, die besonderen Bedingungen der
Hochschule als einem speziellen Organisationstyp zu ana-
lysieren und eine mögliche Relevanz für die MIS-Gestal-
tung abzuleiten. Die Analyse und die daraus abgeleiteten
Bewertungen lösen sich von einer rein technokratischen
Betrachtungsweise, indem sie versuchen, dem Spannungsver-
hältnis zwischen ökonomischen und wissenschaftsbezogenen
Zielen an der Hochschule Rechnung zu tragen.

Der Gestaltungsbezug der Arbeit führt zu der Frage, wie
die besonderen Anforderungen und Restriktionen, die sich
aus dieser Bedingungsanalyse für eine MIS-Gestaltung er-
geben, in einer hochschulspezifischen Gestaltungskonzep-
tion berücksichtigt werden können.



Der Bezugsbereich dieser Arbeit wird auf die Universitä-
ten der Bundesrepublik und Westberlins eingeschränkt, um
eine möglichst große Homogenität der Untersuchungsprojek-
te zu erreichen.

1.2 Aufbau der Arbeit

Die Hochschule als Gegenstandsbereich der Analysen und
Gestaltungsüberlegungen steht im Mittelpunkt des ersten
Teils der Arbeit.
Die Besonderheiten der Hochschule werden am Beispiel
ihrer grundlegenden Aufgaben-, Umwelt- und Strukturmerk-
male beschrieben. Die anschließende Analyse richtet sich
konkret auf das Management-System der Hochschule. Nach
einer grundsätzlichen Erörterung der Anwendbarkeit des
Managementbegriffs auf die Hochschule werden MIS-relevan-
te Merkmale der Managementstruktur, der Entscheidungspro-
zesse und der personellen Bedingungen beschrieben.

Im zweiten Teil der Arbeit werden die theoretischen
Grundlagen eines MIS dargestellt. Ausgehend von verschie-
denen situativen Gestaltungsansätzen wird ein Bezugsrah-
men zur Gewinnung von Gestaltungsempfehlungen erarbeitet.
Für zwei ausgewählte Teilbereiche der Gestaltung - den
Entwicklungs- und den Nutzungsprozeß eines MIS - werden
allgemeine Anforderungen formuliert.
Hieran schließt sich eine Bewertung der grundsätzlichen
Chancen von MIS-Konzeptionen für die Hochschule an.

Eine detaillierte Analyse auf der Basis einer empirischen
Untersuchung in allen Universitäten bildet den Gegenstand
des dritten Teils der Arbeit.
Die Darstellung der organisatorischen und personellen
Merkmale der EDV- und Planungs-Experten beschreibt die

konkrete Ausgangssituation für die MIS-Gestaltung.



Im letzten Teil werden im Rahmen einer Anwendungskonzep-
tion und einer Organisationskonzeption Gestaltungsempfeh-
lungen entwickelt, die auf den vorausgegangenen Analysen
aufbauen.
An den Anfang der Anwendungskonzeption wird eine Einfüh-
rungsstrategie gestellt, aus der sich weitere Vorgaben
für die Bestimmung von hochschulspezifischen Anwendungs-
bereichen und technisch-konzeptionellen MIS-Instrumenten
ergeben.
Die Organisationskonzeption beinhaltet Aussagen zu struk-
turellen Gestaltungsmöglichkeiten der Entwicklungs- und
Nutzungsprozesse eines universitären MIS.

2. Die Hochschule als spezieller Organisationstyp
Hochschulen stellen eine besondere Klasse von Organisa-
tionen dar (vgl. Perkins, 1973) .
Die nachfolgende Beschreibung der Dimensionen, die die-
sen besonderen Charakter kennzeichnen, bezieht sich kon-
kret auf eine weiter abgrenzbare Untermenge von Hochschu-
len, nämlich die Universitäten in der Bundesrepublik
Deutschland und Westberlin. Die Beschreibung legt ihren
Schwerpunkt auf solche Merkmale, die von besonderer Be-
deutung für die Einführung computergestützter Informa-
tionssysteme in Hochschulen sind und die in einem späte-
ren Abschnitt Gegenstand einer gestaltungsbezogenen Be-
wertung sein werden.



2.1 Die Funktion der Hochschule und ihre Aufgaben

Die Hochschule ist ihrer primären Zweckbestimmung nach
eine Bildungsinstitution, die einen gesellschaftlich be-
gründeten Bildungsauftrag zu erfüllen hat.
Die Tatsache, daß die Hochschule als "non-profit organ-
ization" ihre Ziele vorrangig aus der Erfüllung dieses
Bildungsauftrags ableitet, bestimmt das Primat der wis-
senschaftsbezogenen Sachziele über die Formalziele wie
z.B. Wirtschaftlichkeit (vgl. Oettle, 1979; Sabathil,
1979) .

Die Hochschule nimmt verschiedene Funktionen gegenüber
der Gesellschaft wahr (vgl. Gysin, 1973, S. 3 f f . ) :

- eine kulturelle Funktion:

- eine Verteilungsfunktion:

die Hochschule als
"knowledge-generating
organization" (vgl.
Mintzberg, 1979,5 .375)
mit der Aufgabe der Er-
arbeitung und Vermitt-
lung von Wissen.

Eröffnung und Vertei-
lung von Berufs- und
Lebenschancen, Erhöhung
des sozialen Status.

- eine staatspolitische Funktion: Bearbeitung gesell-
schaftlicher Probleme,
Einübung demokratischer
Verhaltensformen (vgl.
BAK, 1968, S. 11 f . ) .



- eine ökonomische Funktion: Bildung als volkswirt-
schaftlicher Produk-
tionsfaktor, Bildungs-
ökonomie (vgl. Becker/
Wagner, 1 9 7 7 ) .

Ihre Aufgaben sind Gegenstand der staatlichen Bildungs-
und Forschungspolitik. Sie sind in den Hochschulgesetzen
fixiert und können durch autonome Entscheidungen der
Hochschule nicht verändert werden. Damit unterliegt der
strategische Handlungsspielraum der Hochschule im Hin-
blick auf die Veränderbarkeit ihrer Aufgabendomäne einer
wesentlichen Einschränkung.
Für die Hochschule als eine "multiple-task organization"
(vgl. Rice, 1970) gelten als wichtigste Aufgabenbereiche:

- Forschung
- Lehre und Studium
- Externe Dienstleistungen
- Selbstverwaltung

(vgl. HRG, § 2; Mundhenke/Sneed/Zöllner, 1975, S. 16 f.;
Brickwell-Wien, 1977, S. 4O f . ) .

2.1.1 Forschung und Lehre

Forschung und Lehre können als primäre Aufgaben ("kon-
stitutive Aufgaben", vgl. Damkowski, 1981, S. 64) be-
zeichnet werden. Ihre herausgehobene Bedeutung ergibt
sich sowohl aus ihrem Verfassungsrang als auch aus

1) Die Freiheit der Forschung (vgl. HRG § 3, Abs. 2) und
Lehre (vgl. HRG § 3, Abs. 2) sind grundgesetzlich ab-
gesichert (vgl. GG Art. 3 ) .



ihrem dominanten Einfluß auf andere Merkmale der Hoch-
schule wie Organisationsform, Organisationskultur und
Rollenverhalten, Managementprozesse und Leistungskrite-
rien.

Nach einer Klassifikation von Organisationen aufgrund von
Aktivitäten, in denen sich eine Organisation gegenüber
ihrer gesellschaftlichen Umwelt betätigt ("geneotypische
Funktionen", vgl. Katz/Kahn, 1966, S. 111 f.) wird die
Hochschule üblicherweise dem adaptiven Organisationstyp
zugeordnet.
Adaptive Organisationen erzeugen neues Wissen und wenden
theoretisches Wissen auf konkrete Probleme an.
Dies hat vor allem Gültigkeit für die Forschungsaufgabe
der Hochschule, wenn Forschung als eine "geistige Tätig-
keit mit dem Ziel, in methodischer, systematischer und
nachprüfbarer Weise neue Erkenntnisse zu gewinnen" (vgl.
BVerfGE 35, 113, Zit. nach Sabathil, 1979, S. 225) und
als "Problemverarbeitung für die Gesellschaft" (vgl.
Damkowski, 1981, S. 64) definiert wird.
Demgegenüber entspricht der Bereich der Lehre eher dem
"maintenance"-Organisationstyp, der die Funktion, Wissen
an Personen weiterzugeben und sie auf ihre Rollen in der
Gesellschaft vorzubereiten, in den Mittelpunkt stellt.
Aus der Charakterisierung der Hochschule als adaptiver
Organisationstyp wird die Priorität der Forschung deut-
lich. Letztlich ist eine solche Beurteilung jedoch ab-
hängig von der Interessenlage und den Zielpräferenzen
der für den Hochschulbereich relevanten Individuen,
Gruppen und Institutionen.

Ein wesentliches Merkmal der wissenschaftlichen Hoch-
schule ist die Verbindung von Forschung und Lehre, wo-
durch sie sich einerseits von der Schule und andererseits
von der reinen Forschungsinstitution abhebt.



Obwohl heute das Postulat der Einheit von Forschung und
Lehre teilweise kritisch beurteilt wird, wird zumindest
für die Universität (als Abgrenzung zur Fachhochschule)
eine integrierte Aufgabenbearbeitung überwiegend für not-
wendig erachtet (vgl. Damkowski, 1981, S. 6 7 ) .
Die Forschung benötigt die Lehre als wirksamen Zwang, um
ihre Arbeitsergebnisse verständlich zu vermitteln und sie
einer kritischen Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Die
Forschung ist andererseits notwendige Voraussetzung für
eine Lehre, die den jeweils aktuellen und inhaltlichen
Erkenntnisstand einer Wissenschaftsdisziplin unmittelbar
und unverfälscht berücksichtigt. Die wissenschaftliche
Fundierung der Lehre betrifft insbesondere die Vermitt-
lung von Fähigkeiten, Probleme zu erkennen und geeignete
Problemlösungsstrategien zu entwerfen ("Qualifikations-
vermittlung für Problemverarbeitung", Damkowski, 1981,
S. 6 5 ) . Betriebswirtschaftlich gesehen stellt die ge-
meinsame Wahrnehmung der Forschungs- und Lehraufgaben
eine Koppelproduktion dar und unterliegt damit den aus
erwerbswirtschaftlichen Unternehmen bekannten Schwierig-
keiten der Zuordnung von Aufwand und Ertrag. Von beson-
derem Interesse für unsere Problemstellung ist die Be-
trachtung der Aufgaben nach ihrem Definitions- und Un-
sicherheitsgrad und ihre Zuordnung zu Technologie-Kate-
gorien.
Weick bezeichnet die Aufgaben in Forschung und Lehre all-
gemein als "diffuse tasks" und spricht von einer "uncert-
ain technology" (vgl. Weick, 1976, S. 1 f . ) .

Eine differenzierte Betrachtung erlaubt die Anwendung
eines Klassifikationsschemas von Technologiekategorien
(vgl. MC Intosh/Daft, 1978, S. 123 f f . ) .
Es bildet aus den Dimensionen Aufgabenvielfalt ("vari-
ety") und Aufgabenwissen ("task knowledge") vier Techno-
logie-Kategorien :
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Abb. 1: Technologie-Kategorien
(in Anlehnung an MC Intosh/Daft, 1978, S. 127)

Die Forschungsaufgabe befaßt sich in der Regel mit inno-
vativen, schlecht-definierten Problemen (vgl. Reichmann,
1975, S. 49 f . ) .

Forschungsprojekte beginnen häufig mit einer ungenauen
Problemdefinition, die erst im Laufe des Erkenntnisge-
winnungsprozesses konkretisiert oder verändert wird,
oder sie arbeiten mit offenen Problemdefinitionen, die
als Beschränkungen für die Problemlösung aufgefaßt wer-
den können (vgl. Kirsch, 1971a, S. 148).

Die Lehre dagegen bewegt sich auf der Grundlage eines
gesicherten Wissensstandes, der lediglich geordnet, wis-
senschaftlich und didaktisch fundiert und wirtschaftlich
weitergegeben werden soll.

Die Technologie der Lehre ist zwar ebenso wie die der
Forschung komplex, aber relativ stabil. Diese Stabilität
gründet sich auf die relativ lange Gültigkeitsdauer der
Technologieelemente der Lehre: Studienordnungen, Prü-
fungsordnung, Veranstaltungsformen, Lehrbetriebsorgani-
sation, Lehrverpflichtungen.
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Die Anwendbarkeit von Kapazitätsberechnungsformeln auf
Problembereiche der Lehre zeigt, daß es sich um eine zu-
mindest teilprogrammierbare Aufgabe handelt. Sie ent-
spricht eher der technisch-professionellen Technologie-
Kategorie.

2.1.2 Sonstige Aufgaben

Dienstleistungen für die Umwelt werden erbracht, wenn
dazu in der Hochschule ein spezifisches Wissens- und Er-
fahrungspotential vorhanden ist, z .B. in der Krankenver-
sorgung oder in der Form praxisbezogener Arbeitskontakte
mit öffentlichen oder privaten Auftraggebern.

In den Teilbereichen, in denen externe Dienstleistungen
einen hohen Aufgabenanteil ausmachen, wie z .B. die Uni-
versitätskliniken, sind der betriebliche Charakter und
ökonomische Leistungskriterien stark ausgeprägt.
Ein Beispiel hierfür ist die Einführung des kaufmänni-
schen Rechnungswesen für die Universitätskliniken. Wegen
dieser Besonderheiten bleiben die Universitätskliniken
bei unseren nachfolgenden Betrachtungen und der darauf
aufbauenden Informationsgestaltung unberücksichtigt.

Die Aufgaben der Selbstverwaltung dienen der Steuerung
der Programmgestaltung in Forschung und Lehre, der Koor-
dination der Verfahrensabläufe, der Gestaltung der Ko-
operationsformen, sowie der Steuerung der Ressourcen
(vgl. Damkowski, 1981, S. 97 f. und S. 189 f.; Brickwell
1977, S. 80 f f . ) .
Livingstone spricht im Hinblick auf die Einführung eines
neuen Studiengangs von ähnlichen Managementproblemen wie
bei der Einführung eines neuen Produktes auf dem Markt
(vgl. Livingstone, 1974, S. 3O) .
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2.2 Die Hochschule und ihre Umwelt

2.2.1 Die Hochschule als offenes System

Die Umwelt ist ein wichtiger Einflußfaktor auf das Han-
deln solcher Organisationen, die als offene, sozio-tech-
nische Systeme gekennzeichnet werden können.

Pfef fe r und Salancik sehen in der Fähigkeit einer Organi-
sation, ihre Umgebung wahrzunehmen und darauf zu reagie-
ren, einen zentralen Faktor, um die Überlebensfähigkeit
der Organisation zu sichern (vgl. Pfeffer /Salancik, 1978,
S. 11).
Sie betonen, daß organisatorisches Handeln aus zwei
grundsätzlichen Komponenten besteht:

- einer externen Komponente, welche die Beschaffung von
Ressourcen sowie die Sicherung von Unterstützung durch
bestimmte Umweltgruppen in den Vordergrund stellt

- einer internen Komponente, welche die Verwendung der
Ressourcen betr i f f t .

Der Sinn vieler organisationsinterner Aktivitäten kann
nur unter der externen Perspektive verstanden werden.
Viele Aufgaben, die in einer Organisation wahrgenommen
werden, haben ihren Ursprung in der Abhängigkeit der Or-
ganisation von der Umgebung ("external just if ication").

Die Hochschule hat in der zweiten Hälfte dieses Jahrhun-
derts die Entwicklung von einem geschlossenen System
("Elfenbeinturm", "Gelehrtenrepublik", "peaceful
enclave") zu einem offenen System durchgemacht (vgl.
Livingstone, 1974, S. 97 f . ) .
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Bei der Identifizierung hochschulrelevanter Umweltseg-
mente stellt sich das Problem der Abgrenzung der Hochschu-
le zur Umwelt. Entsprechend der Fragestellung ergeben
sich unterschiedliche Möglichkeiten, die von der Zusam-
menfassung der Hochschulen eines Bundeslandes zu einem
System bis zur Einbeziehung der Kultusbehörden und über-
regionaler Bildungssituationen gehen (vgl. Langes, 1979,
S. 107 f f . ) .

Wir betrachten bei unseren nachfolgenden Überlegungen
die Hochschule, wie sie in den Hochschulgesetzen insti-
tutionell definiert ist, als das Bezugssystem, da der
Ausgangspunkt unserer Gestaltungsüberlegungen die Eigen-
ständigkeit und die Handlungsverantwortung der indivi-
duellen Hochschule und ihres Managements ist.

Die Komplexität der Hochschul-Umgebung zeigt das folgen-
de Schaubild. Auf die Darstellung der Interdependenzen
zwischen den einzelnen Umweltsegmenten und ihrer Über-
schneidungen soll hier verzichtet werden.

Eine informationsrelevante Umweltanalyse muß sich auf
die Merkmale der Umweltunsicherheit, der Umweltkomplexi-
tät und auf die Bindungsintensität zwischen Hochschule
und Umweltsegment beziehen.

Die Unsicherheit der Umwelt kann aufgrund dreier Krite-
rien beurteilt werden (vgl. Staehle, 1980, S. 4 9 8 ) :

- Bestimmtheit und Verläßlichkeit der Informationen (Um-
weltstabilität)

- Häufigkeit der Informationsänderung (Umweltveränderung)

- Dauer der Feedback-Zyklen zwischen Organisation und
Umwelt.
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Abb. 2: Umweltsegmente der Hochschule

Ungewisse Umweltbedingungen beeinträchtigen die Möglich-
keit der Planung und Programmierung und erhöhen die Zahl
der zu verarbeitenden Einzelfallregelungen (vgl. Kubicek,
1975, S. 70 f f . ) . Die Umweltkomplexität bezeichnet die
Vielzahl und Unterschiedlichkeit der Umweltsegmente.
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Die Umweltunsicherheit und teilweise auch die Umweltkom-
plexität stellen subjektive Phänomene dar, die von der
Wahrnehmungsfähigkeit der Organisation und ihrer infor-
matorischen Grenzeinheiten ("boundary units" vgl.
Aldrich/Herker, 1977, S. 217 f f . ) bestimmt werden (vgl.
Duncan, 1972, S. 313 f f . ) .

Die Bereitschaft oder Verpflichtung einer Organisation,
"Demands" (externe Ansprüche gegenüber der Organisation,
vgl. Fürst, 1975, S. 127 f.) aufzugreifen und sich mit
der Umwelt auseinanderzusetzen, hängt von der Bindungs-
intensität und dem Abhängigkeitsverhältnis ab.
Dabei können wir unterscheiden, ob

- die Kopplung zwischen Umweltsegment und Organisation
fest oder lose ist

- das betrachtete Umweltsegment feindlich ("hostile")
oder freundlich ("supportive") eingestellt ist.

(vgl. Weick, 1976; Pfeffer/Salancik, 1978, S. 39 f f . ) .

Je fester eine Bindung zwischen Umweltsegmenten und ei-
ner Organisation ist, umso etablierter werden die Infor-
mationsaustauschprozesse zwischen beiden Bereichen sein.
Die Unsicherheit oder Stabilität des Umweltsegmentes be-
stimmt die Informationsanforderungen, welche die Organi-
sation zu bewältigen hat. Änderungen in den Umweltseg-
menten wirken sich unmittelbar und direkt auf die Orga-
nisation aus und erfordern eine Reaktion von ihr.
Lose und gekoppelte Systeme unterliegen weniger stark
dem Zwang, auf Umweltereignisse zu reagieren, da sie da-
von meist nicht unmittelbar betroffen sind. Die Organi-
sation hat einen größeren Entscheidungsspielraum in der
Frage, ob "Demands" aus der Umwelt von ihr aufgegriffen
werden sollen, während bei einer festen Bindung die Or-
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ganisation sich der Herausforderungen nur schwer entzie-
hen kann. Die Informationsbeschaffungsstrategien haben
eher den Charakter des opportunistischen "viewing" als
des problembezogenen "search" und sind damit weniger
stark vorherbestimmbar und formalisierbar (vgl. Aquilar,
1967, S. 19 f.; Roth, 1976, S. 53 f . ) .

Steht ein Umwelt-Segment der Organisation feindlich ge-
genüber, so muß die Organisation zu seiner "Handhabung"
eine höhere Energie aufbringen als bei einer freundlich
gestimmten Umwelt.
Diese höhere Energie bedeutet eine Bindung von Informa-
tionsverarbeitungs-Kapazität. Dieser Zustand verschärft
sich, wenn ein "feindliches" Umweltsegment auch über Kon-
trollbefugnisse verfügt, sei es zur Bestimmung der Lei-
stungsziele oder als Ressourcengeber. Meist ist ein sol-
ches Verhältnis mit dem Abbau von organisatorischem Über-
schuß verbunden, was die Organisation zwingt, die inter-
ne Aufklärung zu verstärken. Sie dient dazu, einerseits
noch Überschuß besitzende Teilbereiche zu identifizieren
und andererseits die Leistungs- und Verwaltungsprozesse
auf Rationalisierungsmöglichkeiten zu durchleuchten, mit
anderen Worten, in verstärktem Umfang Kontrollsysteme zu
etablieren.

In den nachfolgenden Ausführungen beschränken wir uns
auf die Beziehungen der Hochschule zu den Einrichtungen
des Bildungssystems und zu den Kultusbehörden, da in
diesen Bereichen die Interdependenzen der Hochschule mit
anderen Umweltsegmenten wie Schule, Region, Leistungsab-
nehmer und außeruniversitären Forschungseinrichtungen
weitgehend ihren Niederschlag finden.
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2.2.2 Die Hochschule als Teil des Bildungssystems

Veränderungen in den gesellschaftlichen Problemstellun-
gen und den bildungspolitischen Prioritätensetzung haben
im Laufe der letzten 20 Jahre zur Entstehung eines kom-
plexen Bildungssystems geführt .
Das Bildungssystem beschreiben wir als die Gesamtheit
regionaler und überregionaler.Bildungsinstitutionen oder
Koordinationseinrichtungen sowie gesetzlicher Regelun-
gen und Pläne zur Steuerung der verschiedenen Prozesse.
Wir beschränken uns in diesem Abschnitt auf die überre-
gionalen Systemelemente, da die regionalen im Zusammen-
hang der Umweltbeziehungen Staat-Hochschule im anschlie-
ßenden Abschnitt behandelt werden.

Die Elemente des Bildungssystems erfül len im Rahmen der
Komplexitätsreduktion folgende Aufgaben:

- Erarbeitung von Wissen über Problembereiche im Bil-
dungswesen, z . B . die Erarbeitung von langfristigen
Studienanfängerprognosen, oder die Analyse des Arbeits-
marktes im Hinblick auf Qualität und Quantität des zu-
künft igen Bedarfs

- Schaffung der notwendigen rechtlichen und finanziellen
Voraussetzungen für die Realisierung einer koordinier-
ten Globalsteuerung, z .B . durch den Staatsvertrag zur
Kapazitätsberechnung oder das Bund-Länder-Abkommen zur
Hochschulfinanzierung

- Entwicklung von Gesamtkonzeptionen zur Globalsteuerung
von Forschung und Ausbildung auf der Grundlage des er-
arbeiteten Wissens, z .B . die Aufstellung von For-
schungsförderungsprogrammen, Vorschläge zur Neustruk-
turierung des Studienangebotes
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- Koordination von Entscheidungen, welche sich direkt
auf die einzelne Hochschule auswirken, z .B. Erstellen
einer Rahmenplanung für den Ausbau der einzelnen Hoch-
schulen.

Diese Aufgaben sind ihrem Charakter nach Planungs- und
Koordinationsaufgaben, welche der Komplexitätsreduktion
der globalen Aufgabensituation und der Gewinnung von kon-
kreten Vorgaben für die Aufgabenbewältigung in den Kul-
tusbehörden und den einzelnen Universitäten dienen sol-
len.

Abbildung 3 zeigt die wichtigsten Elemente des Bil-
dungssystems, von denen einige kurz beschrieben werden
(vgl. Hof fe r , 1974, S. 21 f f . ; Bund-Länder-Kommission,
1979):

Die Bund-Länder-Kommission (BLK) für Bildungsplanung und
Forschungsförderung (1970 gegründet, 1975 erweiterte Auf-
gaben im Bereich der Forschungsförderung) ist gedacht
als ein ständiges Gesprächsforum für Bund und Länder ge-
meinsam berührende Fragen des Bildungswesens und der
Forschungsförderung. Es ist ein Koordinationsgremium,
dessen Beschlüsse den Regierungschefs vorgelegt werden
müssen, für sie aber unverbindlich sind.

Die BLK bereitet den langfristigen Bildungsgesamtplan,
mittelfristige Stufenpläne und Programme zur Durchfüh-
rung vordringlicher Aufgaben vor und ermittelt den dafür
erforderlichen Finanzbedarf. Außerdem wirkt sie mit bei
der Gestaltung und Förderung von Modellversuchen und ko-
ordiniert die forschungspolitischen Planungen der Län-
der.

Der Planungsausschuß für den Hochschulausbau (1969 auf-
grund des Hochschulbauförderungsgesetzes gegründet) ist
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ein Gremium mit vorläufigem Entscheidungsrecht, dessen
Beschlüsse noch der Zustimmung der Parlamente bedürfen.
Er besteht ebenso wie die Bund-Länder-Kommission aus Ver-
tretern der Bundes- und der Länderregierungen. Er stellt
auf der Grundlage der Bedarfsanmeldungen der Länder und
der Empfehlungen des Wissenschaftsrats einen Rahmenplan
auf , aus dem die einzelnen Bauvorhaben und der erforder-
liche Finanzbedarf hervorgehen.

Der Wissenschaftsrat (1957 gegründet) ist ein aus Wissen-
schaftlern und anerkannten Persönlichkeiten des öffent-
lichen Lebens bestehendes Beratungsgremium, das die bei-
den erstgenannten Gremien unterstützt. Er entwickelt im
Rahmen von Arbeitsprogrammen Empfehlungen zur inhaltli-
chen und strukturellen Entwicklung der Hochschulen, der
Wissenschaft und Forschung.

Die Westdeutsche Rektorenkonferenz ( W R K ) ist eine Ar-
beits- und Diskussionsplattform der Hochschulleiter, die
in verschiedenen Arbeitsgruppen konkrete Probleme der
Hochschulen behandeln, Stellungnahmen abgeben und unver-
bindliche Empfehlungen erarbeiten. Sie versteht sich als
Gegengewicht und einheitliches Sprachrohr der Hochschu-
len gegenüber den staatlichen Planungsträgern.

In dem Maße, wie die Aufgabenstellungen der Hochschule
komplexer und politikrelevanter wurden und die Notwendig-
keit ihrer gemeinsamen Wahrnehmung durch Bund, Länder
und Hochschulen erkannt wurde, ist auch die Komplexität
des Bildungssystems gestiegen. Die zeitliche Entwicklung
der Hochschule läßt sich anhand verschiedener Phasen der
Hochschulplanung darstellen, welche den Einf luß der Um-
weltbedingungen auf die interne Strukturen und Prozesse
der Hochschule dokumentieren (vgl. Hoffer/Rose, 1973,
S. 59 f.; Block, 1982, S. 202 f f . ) .
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Wir unterscheiden in Anlehnung an eine Phaseneinteilung
von Sibley (vgl. Sibley, 1977, S. 88 f f . ) folgende Pha-
sen der Hochschulplanung in der Bundesrepublik Deutsch-
land:

- die Phase des Empirizismus

- die Phase des Rationalismus

- die Phase des Pragmatismus

Die empirizistische Phase, die sich bis Anfang der 6Oer
Jahre erstreckt, ist gekennzeichnet durch eine staatli-
che Politik des "Laissez-faire" gegenüber dem Hochschul-
bereich. Eine Planung gibt es nur in bescheidenen An-
sätzen, ansonsten herrschen Konventionen und Traditions-
wissen. Ein Planungsbedarf ist kaum vorhanden, da die
Umweltstabilität sehr hoch ist. Dem entsprechen die sta-
bilen inneren Bedingungen der Hochschule, die auf den
Prinzipien der kollegialen Autorität und der Seniorität
beruhen.
Obwohl der Ordinarienuniversität ein systematisch aufge-
bautes Informationsinstrumentarium fehlte, wurde es
nicht vermißt. Der Verwaltung kam nur eine geringe Be-
deutung zu.

Die vom Wissenschaftsrat 1960 vorgelegten "Empfehlungen
zum Ausbau der wissenschaftlichen Einrichtungen" bilden
den Ausgangspunkt der Phase des Rationalismus. In einer
ersten überregionalen Planungsgrundlage werden in de-
taillierter Weise für jede Hochschule und Fakultät die
erforderlichen baulichen Investitionen und personellen
Verstärkungen dargelegt. Aber erst die "Empfehlungen zum
Ausbau der wissenschaftlichen Hochschulen bis 1970" aus
dem Jahre 1967 führt zu einer grundlegend neuen expansi-
ven Hochschulpolitik auf der Grundlage eines kooperati-
ven Förderalismus (vgl. Block, 1982, S. 2 0 4 ) .
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Diese Phase stand unter dem Zeichen des "demographischen
Schocks", des überproportionalen Anwachsens der Studen-
tenzahlen. Diese Entwicklung wurde verstärkt .durch eine
neue Bildungspolitik, die von allen relevanten gesell-
schaftlichen Gruppen mitgetragen wurde und deren Haupt-
ziel in der Schaffung von gleichen Bildungschancen für
alle bestand. Gesamtgesellschaftlich und politisch genoß
die Bildungspolitik eine hohe Priorität.
Damit verbunden war ein wohlwollendes staatliches Enga-
gement, das seinen Ausdruck in einer hohen Investitions-
tätigkeit der Hochschulen fand. Als Gegenleistung ver-
langte der Staat die Gewährleistung von "social returns".
Staatliche Tätigkeit bezog sich vor allem auf die Koor-
dination des Hochschulausbaus und auf die Schaffung ge-
setzlicher Grundlagen zur besseren Bewältigung der neu-
artigen Probleme im Bildungsbereich.
In diese Zeit fallen die Einführungen der überregionalen
Rahmenplanung und die Verabschiedung des Hochschulbauför-
derungsgesetzes ( H B F G ) , die Erarbeitung eines Bildungs-
gesamtplanes auf der Basis von Studienanfängerprognosen
und die Verabschiedung des Hochschulstatistikgesetzes.
Letzteres war eine Reaktion auf das wahrgenommene Infor-
mationsdefizit über den Hochschulbereich. Das Hochschul-
statistikgesetz hat die entscheidenden Anstöße gegeben
für die Automatisierung der Verwaltungsprozesse und ei-
niger Informationsfunktionen, da die Datenlieferver-
pflichtungen die Hochschulen erheblich belasteten.

Im Zuge der Spezialisierung und Differenzierung wurden
neue Verwaltungseinheiten·geschaffen, die sich der neu-
en Aufgabenbereiche annahmen (Planungsstab, Forschungs-
referenten, Pressestelle, hochschuldidaktische Zentren) .

Gleichzeitig ist eine Formalisierung der Planungsprozes-
se festzustellen: Verfahrensvorschläge und Entwürfe von
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Hochschulentwicklungsplänen wurden ausgearbeitet und
quantitative Modelle zur Kapazitäts- und Bedarfsbestim-
mung werden entwickelt.
Schließlich schufen neue Hochschulgesetze die struktu-
rellen Bedingungen, welche die Anpassung der "Binnenkom-
plexität" und damit der Informationsverarbeitungskapazi-
tät des Systems Hochschule an eine dynamisch und komplex
gewordene Umwelt bewirken sollten (vgl. Raehlmann/
Schienstock, 1977, S. 2 3 4 ) .
Insbesondere wurde die Leitungsfunktion der Hochschule
im Sinne des Managementbegriffs (vgl. Kapitel 3) neuge-
staltet.

Während in der rationalistischen Phase eine relativ groß-
zügige Finanzpolitik die Hochschulentwicklung vorantrieb,
sind die Hochschulen in der pragmatischen Phase mit re-
duzierten Wachstumsraten der Bildungsbudgets konfron-
tiert, die zu einem permanenten Abbau von Überschüssen
in den Hochschulen führen und aus einer freundlichen
eine zunehmend feindliche Umwelt machen.
Diese Phase, die Mitte der 70er Jahre beginnt, ist ge-
kennzeichnet durch eine "kurzfristige Mängelverwaltung",
welche formale Planungsansätze und die Bemühungen um ex-
plizite Zielformulierungen ablöst.
Ein weitgehend passives Verhalten der Hochschulen gegen-
über den restriktiven Umweltbedingungen verstärkt die
reglementierenden Einflußnahmen des Staates.
Bezeichnend für eine Verlagerung der Planung aus den
Hochschulen zu den Kultusbehörden hin ist der starke
personelle Ausbau der Planungsabteilungen in den Kultus-
ministerien bei gleichzeitigem Abbau der Planungsstäbe
in den Hochschulen.
Die Phase des Pragmatismus ist geprägt durch die gesell-
schaftliche Forderung einer stärkeren Rechnungslegung
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der Hochschulen über die Verwendung der Ressourcen und
die erzielten Leistungsergebnisse. Die Diskussion um
eine "Ökonomisierung der Hochschulen" führt zu Modell-
versuchen im Bereich einer universitären Kostenrechnung
und der leistungsbezogenen Kostenfinanzierung.

Verschärft wird die Situation durch die weiter ansteigen-
den Studentenzahlen bei real schrumpfenden Hochschul-
haushalten ("Überlastproblemen").
Die Hochschulen befinden sich derzeit noch in dieser
Phase, die nach den Prognosen vieler Bildungspolitiker
und -manager die gesamten 80er Jahre bestimmen wird
(vgl. In ' t Veld, 1981; Jochimsen, 1979; Balderston,
1979) .

2.2.3 Die Hochschule als staatliche Institution

Die Hochschule unterliegt als eine Bildungsinstitution,
deren Zweck und die daraus abgeleiteten Zielformulierun-
gen im Kern politisch determiniert sind, einer öffentli-
chen Trägerschaft.
Länder und Bund sind die wichtigsten finanziellen Träger
der Hochschule. Das Hochschulbudget ist ein Teil des
Landeshaushalts und das Ausmaß der finanziellen Unter-
stützung wird bestimmt durch die politischen Entschei-
dungen der Länderparlamente. In überzogener Weise spre-
chen einige Autoren von einer Gleichsetzung der Bildungs-
politik mit der Finanzpolitik des Landes, was zumindest
in der gegenwärtigen Zeit restriktiver Staatshaushalte
eine gewisse Berechtigung hat (vgl. Flämig, 1981,
S. 112).
Der Charakter der Hochschule als "staatliche Anstalt"
(Zeh , 1973, S. 15 f.) zeigt sich in der Gültigkeit des


